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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Verkehr und Kommunikation

Der Ständerat behandelte die Motion Derder (fdp, VD) zur Anpassung des
Strassenverkehrsgesetzes an die neuen Angebote zusammen mit der Motion
Nantermod (fdp, VD) bezüglich fairem Wettbewerb zwischen Taxis und neuen
Fahrdiensten im Dezember 2016. Beide Motionen wurden von der kleinen Kammer
gutgeheissen. 1

MOTION
DATUM: 08.12.2016
NIKLAUS BIERI

Strassenverkehr

Gleich zwei Motionen zum Themenkomplex „Taxis, Uber und andere Fahrdienste”
reichte Nationalrat Nantermod (fdp, VS) im März 2016 ein. Zum Einen solle ein fairer
Wettbewerb entstehen zwischen herkömmlichen Taxis und neuen Fahrdiensten, indem
der regel- und berufsmässige Personentransport in Personenwagen dem
Strassenverkehrsgesetz und der Arbeitsgesetzgebung unterstellt wird, statt dass die
Verordnung über die Arbeits- und Ruhezeit der berufsmässigen Führer von leichten
Personentransportfahrzeugen und schweren Personenwagen (ARV 2) für diese
Transporte gilt. Diesem Ansinnen (16.3066) stand der Bundesrat wohlwollend gegenüber
und im Ratsplenum fand die Motion Unterstützung: Sie wurde im September 2016 mit
131 gegen 55 Stimmen (0 Enthaltungen) angenommen. 
Zum Anderen wollte der Motionär den Bundesrat beauftragen, die Bezeichnung „Taxi”
mittels einer Gesetzesänderung zu schützen. Der Wettbewerb sei fairer, wenn die
Kundschaft klar erkennen könne, ob ein Fahrdienst die offiziellen Anforderungen eines
Taxiunternehmens erfülle. Wie die geschützte Bezeichnung vergeben werde, solle die
Branche mit einer Selbstregulierungsklausel bestimmen. Diesem Anliegen (16.3067)
wollte der Bundesrat nicht entsprechen und der Nationalrat lehnte es im Juni 2016
diskussionslos ab. 2

MOTION
DATUM: 12.09.2016
NIKLAUS BIERI

Die Motion Nantermod (fdp, VD) bezüglich dem fairen Wettbewerb zwischen Taxis,
Uber und anderen Fahrdiensten wurde im Ständerat im Dezember 2016 gleichzeitig mit
der Motion Derder (fdp, VD) diskutiert. Gerade weil die beiden Motionäre zum selben
Thema einen unterschiedlichen Zugang gewählt hatten, nahm die kleine Kammer beide
Motionen an: Der Bundesrat solle prüfen, welchen Weg er einschlagen wolle. 
Mit 22 zu 9 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) wurde die Motion Nantermod angenommen. 3

MOTION
DATUM: 08.12.2016
NIKLAUS BIERI

Im Dezember 2017 nahm der Nationalrat diskussionslos eine Motion von Philippe
Nantermod (fdp, VS) an, welche unter dem Titel „Führerausweis. Gleiche Fahrzeuge,
gleiche Strassen, gleicher Ausweis“ die Unterscheidung von Fahrausweisen für den
berufsmässigen Personentransport und jenen für die normale Verwendung von
Personenwagen aufheben will. 4

MOTION
DATUM: 15.12.2017
NIKLAUS BIERI

Im Juni 2018 folgte der Ständerat seiner Verkehrskommission, die einstimmig beantragt
hatte, die Motion Nantermod (fdp, VS) «Führerausweis. Gleiche Fahrzeuge, gleiche
Strassen, gleicher Ausweis» anzunehmen. Zwar wies Ständerat Rechsteiner (sp, SG) auf
einige Fragen hin, die bei der Regulation des Taxigewerbes auftauchen könnten, wenn
zwischen gewerblichem und privatem Personentransport nicht mehr unterschieden
würde, aber er stellte keinen Gegenantrag. Bundesrätin Leuthard begrüsste den Antrag
auf Zustimmung, die Motion mache Sinn. Diese wurde vom Rat ohne weitere Diskussion
angenommen. 5

MOTION
DATUM: 13.06.2018
NIKLAUS BIERI
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Personenwagen als Anhänger von Arbeitsmotorwagen zulassen wollte Nationalrat
Philippe Nantermod (fdp, VS) und reichte im März 2018 eine diesbezügliche Motion ein.
Es ging dabei um ein Anliegen von Baufirmen: Wer ein Arbeitsfahrzeug auf eine
Baustelle fährt, soll diesem einen Personenwagen anhängen dürfen, um damit von der
Baustelle wegzufahren. Dies sei momentan nicht erlaubt, obschon die entsprechenden
Anhängevorrichtungen und Sicherheitsnachweise eigentlich vorhanden seien, monierte
der Motionär. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion und der Nationalrat
nahm sie im Juni 2018 diskussionslos an. 6

MOTION
DATUM: 15.06.2018
NIKLAUS BIERI

Auch im Ständerat war das Anliegen von Motionär Nantermod (fdp, VS) nicht umstritten:
Diskussionslos nahm die kleine Kammer in der Wintersession 2018 die Motion an,
welche die Zulassung von Personenwagen als Anhänger von Arbeitsmotorwagen
beabsichtigte. 7

MOTION
DATUM: 28.11.2018
NIKLAUS BIERI

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Mit seiner Motion zur Liberalisierung des Fernbusverkehrs wollte Nationalrat
Nantermod (fdp, VS) den Bundesrat beauftragen, das Personenbeförderungsgesetz
dahingehend zu revidieren, dass eine Ausnahme im Personenbeförderungsregal die
Liberalisierung des Fernbusverkehrs ermöglicht. Seit der Annahme des Postulats
14.3673 der KVF-NR im März 2015 habe sich die Liberalisierungstendenz in Europa noch
beschleunigt, begründete Nantermod seinen Vorstoss. Obschon der Bundesrat auf den
in Arbeit stehenden Bericht zum Postulat hinwies und die Motion zur Ablehnung
empfahl, nahm der Nationalrat den Vorstoss im März 2017 mit 102 gegen 84 Stimmen (6
Enthaltungen) an. 8

MOTION
DATUM: 14.03.2017
NIKLAUS BIERI

Im Oktober 2017 veröffentlichte der Bundesrat in Erfüllung der Postulate KVF-NR
(14.3673) und Häsler (15.3707) sowie mit Bezugnahme auf die Motion Nantermod
(15.4173) seinen Bericht zum internationalen Personenverkehr (Bahn/Bus). Der
Bundesrat ging dabei insbesondere auf die Liberalisierung des Fernbusverkehrs ein. Mit
dem Hinweis auf die unterschiedlichen Sozialstandards verschiedener Staaten will er
das Kabotageverbot beibehalten. Fernbusse sollen das Angebot des öffentlichen
Verkehrs ergänzen, ohne die bestehenden Angebote wesentlich zu konkurrenzieren.
Der Bundesrat will aber nicht grundsätzlich jede Konkurrenzsituation verhindern. Beim
Verkehr in Tourismusregionen sieht er keinen zusätzlichen Handlungsbedarf. 9

POSTULAT
DATUM: 18.10.2017
NIKLAUS BIERI

Die KVF-SR hatte für die Beratung zur Motion Nantermod (fdp, VS) bezüglich der
Liberalisierung des Fernbusverkehrs den Bericht des Bundesrates zur Motion KVF-NR
vom Oktober 2017 abgewartet. Wie der Bundesrat will auch die KVF-SR am bestehenden
Kabotageverbot für ausländische Transportunternehmen festhalten. Zudem sollen
gemäss KVF-SR auch die Transportpflicht, die Fahrplanpflicht und die Tarifpflicht
weiterhin für sämtliche Anbieter im öffentlichen Verkehr gelten. Weil eine
voraussetzungslose Liberalisierung des Fernbusverkehrs weder für die Passagiere noch
für den öffentlichen Verkehr als Ganzes Vorteile bringen würde, beantragte die
Kommission, die Motion abzulehnen. 10

MOTION
DATUM: 14.11.2017
NIKLAUS BIERI

Die Motion Nantermod (fdp, VS) zur Liberalisierung des Fernbusverkehrs wurde in der
Wintersession 2017 vom Ständerat abgelehnt, wie es die KVF-SR ihrem Rat beantragt
hatte. Während einige Stimmen im Rat wie auch Bundesrätin Leuthard Offenheit
gegenüber neuen Formen des öffentlichen Verkehrs forderten, war sich der Rat einig,
dass die Liberalisierung des Fernbusverkehrs nicht voraussetzungslos vonstatten gehen
dürfe, wie dies von der Motion gefordert worden war. 11

MOTION
DATUM: 11.12.2017
NIKLAUS BIERI
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Post und Telekommunikation

Nationalrat Nantermod (fdp, VS) nahm sich mit zwei parlamentarischen Initiativen
unerwünschter Werbeanrufe an und schlug zwei Änderungen des Bundesgesetzes
gegen unlauteren Wettbewerb (UWG) vor. Mit der Initiative «Telefonterror. Bestrafung
der Profiteure» soll das UWG auch jene in der Schweiz ansässigen Firmen erfassen, die
unlauter (im Sinne von UWG Art. 3) erhobene Daten von ausländischen, schwer zu
belangenden Callcenter verwenden.
Nantermods zweite parlamentarische Initiative «Telefonterror. Für wirksame Strafen»
(pa. Iv. 16.491) beinhaltet eine neue Strafmöglichkeit: Wer den Vermerk im Telefonbuch,
dass eine eingetragene Person keine Werbemitteilungen von Dritten erhalten möchte
und ihre Daten zu Zwecken der Direktwerbung nicht weitergegeben werden dürfen,
missachtet, soll nicht nur (wie bisher) mit einer Freiheits- oder Geldstrafe sanktioniert,
sondern auch mit einer vorübergehenden Sperrung sämtlicher Telefon- und
Internetanschlüsse für eine Dauer von bis zu dreissig Tagen belegt werden können.
Die KVF-NR gab im Februar 2018 beiden parlamentarischen Initiativen Folge. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.02.2018
NIKLAUS BIERI

Die KVF-SR teilte die Haltung ihrer Schwesterkommission zu den beiden
parlamentarischen Initiativen Nantermod (fdp, VS) bezüglich «Telefonterror» (Pa.Iv.
16.490 und Pa.Iv. 16.491) nicht: Sie gab den Initiativen an ihrer Kommissionssitzung vom
26. Oktober 2018 keine Folge und verwies auf die Revision des Fernmeldegesetzes, wo
den Anliegen des Initianten Rechnung getragen werden sollte. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.10.2018
NIKLAUS BIERI

1) AB SR, 2016, S. 1083 ff.
2) AB NR, 2016, S. 1256 ff.
3) AB SR, 2016, S. 1083 ff.
4) AB NR, 2017, S. 2187
5) AB SR, 2018, S. 556.
6) AB NR, 2018, S. 1152
7) AB SR, 2018, S. 864
8) AB NR, 2017, S. 406 f.
9) Bericht BR
10) Bericht KVF-SR
11) AB SR, 2017, S. 928 f.
12) Medienmitteilung KVF-NR vom 12.2.18
13) Medienmitteilung KVF-SR
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